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Bundesregierung nimmt ihre Arbeit auf
Chancen für die Leasing-Branche

Unter der Überschrift „Mehr Fortschritt 
wagen“ hatten SPD, Grüne und FDP 
am 24. November 2021 ihren Koali-
tionsvertrag vorgestellt. Rekordver-
dächtig schnell hatten sich die Parteien 
 damit nur zwei Monate nach der Bun-
destagswahl auf die Leitplanken einer 
Politik bis 2025 verständigt. Die Koali-
tionäre müssen nun mit Beginn des 
Jahres 2022 Taten folgen lassen und 
konkret an die Umsetzung der angekün-
digten „Zukunftsinvestitionen“ gehen. 

Wie kann in der Praxis die politisch an-
gestrebte Transformation von Wirt-
schaft und Gesellschaft gelingen? Die 
Leasing-Wirtschaft kann einiges zur po-
litischen Zielerreichung beitragen. Der 
Bundesverband Deutscher Leasing-Un-
ternehmen (BDL) wird der neuen Bun-

desregierung hierzu entsprechende 
Vorschläge unterbreiten. Denn ohne die 
Investitionen der Leasing-Branche wer-
den die anstehenden Transformations-
prozesse und damit die notwendigen 
Zukunftsinvestitionen der Wirtschaft 
nicht finanziert werden können. 

Der BDL hatte seinen Mitgliedern be-
reits Ende November eine erste Analy-
se und Kommentierung des Koalitions-
vertrages aus dem Blickwinkel der 
Leasing-Wirtschaft zur Verfügung ge-
stellt. Dieser Beitrag baut darauf auf und 
beschreibt konkrete Schritte, die die Po-
litik in diesem Jahr gehen sollte.

Innovationspolitik und  
-finanzierung

Die Innovationsschwerpunkte liegen im 
Koalitionsvertrag erwartungsgemäß im 
Bereich Klimaschutz und Digitalisie-
rung. Allgemein werden zur Zielerrei-
chung faire Rahmenbedingungen und 
die Beförderung technologischer, digi-
taler, sozialer und nachhaltiger Innova-
tionskraft als Instrumente angeboten. 
Was bedeutet das konkret? 

Die staatliche Förderpolitik wird künftig 
wesentlich stärker am Ziel der Kli-
maneutralität ausgerichtet werden, 
über Klimaverträge, über die Förderung 
von Wasserstoff(-Infrastruktur) und vor 
allem über Maßnahmen, die die Trans-
formation einzelner Wirtschaftsbran-
chen bedeuten. So wird sich beispiels-

weise die Automobilindustrie, die einen 
großen Anteil am Leasing-Geschäft 
ausmacht, auf weitere Änderungen 
 ihrer Rahmenbedingungen einstellen 
müssen. Künftig nimmt der Staat die 
Unternehmen und Hersteller von Gü-
tern und Produkten wesentlich konkre-
ter in die Pflicht bei der Frage nach den 
Auswirkungen eines Gutes beziehungs-
weise Produkts für den Klimaschutz. 

Nach der Vorstellung der Bundesre-
gierung soll diese Transformation im Di-
alog mit der Wirtschaft – über Koope-
rations- und Dialogformate – erfolgen. 
Die Expertise der Automobilwirtschaft 
soll in einer Strategieplattform „Trans-
formation Automobilwirtschaft“ er-
gänzt werden um Vertreter der Mobi-
litätswirtschaft, von Umwelt- und 
Verkehrsverbänden, von Sozialpartnern, 
von Vertretern der Wissenschaft, des 
Bundestages, von Vertretern der Län-
der und der kommunalen Spitzenver-
bänden sowie um Vertreter der zu-
ständigen Bundesressorts. Es ist nicht 
schwer nachzuvollziehen, dass der so 
zu findende Kompromiss eine Herkules-
aufgabe ist. Und natürlich bringt sich 
der BDL als Transformationsfinanzierer 
dabei gern ein. 

Diese neue Ausrichtung ist gut erkenn-
bar am Beispiel der Elektromobilität: 
Die bisherige Innovationsprämie zur Un-
terstützung der Anschaffung elektri-
scher Pkw wird bis zum 31. Dezember 
2022 verlängert. Danach wird die „För-
derung für elektrische Fahrzeuge und 
Plug-In-Hybride“ reformiert, sodass ab 
dem 1. Januar 2023 nur Kfz gefördert 
werden, die nachweislich einen posi-
tiven Klimaschutzeffekt haben, über 
den elektrischen Fahranteil und die 
elektrische Mindestreichweite. 

Zur Finanzierung der geplanten Innova-
tionen wird die staatliche Förderbank 
KfW als Innovations- und Investitions-
agentur umgebaut. Es werden folglich 
Investitionsanreizinstrumente neu ent-
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litionsvertrag verankerten Maßnahmen für die Leasing-Branche und be-
schreibt, welche Schritte die Politik konkret unternehmen sollte.  (Red.)
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wickelt oder/und bestehende Förder-
programme für Unternehmen abgeän-
dert. Damit sollen Unternehmen trotz 
der weiterhin bestehenden Auswirkun-
gen der Coronapandemie investieren. 
Entsprechend laufen bis zum April auch 
noch die staatlichen Coronahilfen. Dass 
staatliche Förderprogramme die Ziele 
und Schwerpunkte der jeweils aktuel-
len Bundesregierung widerspiegeln, ist 
nichts Neues. Daher war die Modifizie-
rung bestehender beziehungsweise 
die Auflegung neuer Förderprogramme 
von der neuen Bundesregierung erwar-
tet worden. Bereits seit einigen Mona-
ten ist der BDL deshalb im Austausch 
mit der KfW als auch mit dem Bundes-
wirtschaftsministerium (BMWi) und 
dem Bundesministerium der Finanzen 
(BMF). Konkret wird ausgelotet, wie 
Leasing in Förderprogramme sinnvoll 
zu Gunsten des Mittel standes ein-
gebettet werden kann. 

Gleichzeitig braucht die Leasing-Bran-
che geeignete Rahmenbedingungen, 
um den Mittelstand unterstützen zu 
können. So sollte Leasing auch in den 
geplanten Transformationsfonds des 
BMWi aufgenommen werden. Abzu-
warten bleibt, ob und wie es gelingt, 
den identifizierten Förderbedarf und 
den Prozess der Förderbeantragung 
und -abwicklung einfach, digital und 
 bürokratiearm auszugestalten. 

Damit Innovations- und Investitions-
politik nicht abgebremst werden, muss 
die Verwaltung digital werden. Ähnlich 
wie bei der Ausgestaltung des Digital-
Pakt Schule kann das aber nur gelingen, 
wenn IT-Investitionen einhergehen mit 
regelmäßiger Betreuung der Soft- und 
Hardware, mit Nutzer-Schulungen und 
dem regelmäßigen Austausch defekter 
und veralteter Geräte. Der indirekt im 
Koalitionsvertrag formulierte Ansatz der 
doppischen Buchführung – in Bezug auf 
den Überblick des öffentlichen Vermö-
gens – kann dazu dienen, die tatsäch-
lich anfallenden Kosten besser mit den 
Serviceleistungen aus Leasing-Ver-
trägen vergleichbar zu machen. Immer-
hin lässt die neue Ausgestaltung des 
 DigitalPakt Schule hoffen, dass Leasing 
mit allen seinen Services rund ums Lea-
sing-Objekt und dessen Nutzung end-
lich Einzug ins öffentliche Leben hält. 

Insgesamt lassen sich im Bereich der 
Investitionsförderung zahlreiche staat-
liche Unterstützungen erkennen, die 
gleichzeitig Chancen für die Leasing-
Branche bieten. Der BDL steht mit den 
genannten Akteuren im regen Aus-
tausch, um den Mehrwert des  Leasings 
zu verdeutlichen und die Rahmenbedin-
gungen entsprechend mitzugestalten.

Klimaschutz beeinflusst  
Finanzstabilität

Für die neue Bundesregierung stehen 
Klimaschutz und Finanzstabilität in ei-
nem unmittelbaren Zusammenhang. 
Auf europäischer Ebene wird dies be-
reits seit einigen Jahren als gemein-
sames Thema bearbeitet (zum Beispiel 
Taxonomie, ESG-Kriterien). Es hat also 
auch nicht wirklich verwundert, dass  
im Koalitionsvertrag „angemessene 
Rahmenbedingungen für nachhaltige 
Finanzprodukte“ in den Kontext von ri-
sikogerechten Eigenkapitalregeln ge-
bracht wurden. Dass Klima- und Nach-
haltigkeitsrisiken künftig noch stärker 
zu den Finanzrisiken zählen, dafür ist die 
Leasing-Branche bereits sensibilisiert. 
Der BDL begleitet seine Mitglieder bei 
der Frage der „angestrebten europäi-
schen Mindestanforderungen im Markt 
für ESG-Ratings“. Ebenso erfolgt der 
Austausch mit den Refinanzierungs-
partnern bei der Umsetzung der „ver-
bindlichen Berücksichtigung von Nach-
haltigkeitsrisiken in Kreditratings“. 

Einige von der neuen Bundesregierung 
im Kontext von Klimaschutz und Finanz-
stabilität angestrebte Initiativen werden 
bereits seit geraumer Zeit auf EU-Ebe-
ne diskutiert (zum Beispiel die Corpo-
rate Sustainability Reporting Directive), 
sodass sich im Koalitionsvertrag keine 
per se „deutsche Handschrift“ zeigt. 
Jedoch wird mit Initiativen wie einem 
europäischen, einheitlichen Transpa-
renzstandard für Nachhaltigkeitsinfor-
mationen für Unternehmen oder mit in 
Rechnungslegungsstandards aufzuneh-
mende ökologische und soziale Werte 
ein Link zwischen europäischen Zielen 
und nationaler Umsetzung geschlos-
sen. Diese Verzahnung von europä-
ischer Zielsetzung und nationaler Um-
setzung ist sicher nicht zuletzt der 

Einflussnahme von EU-Abgeordneten 
geschuldet, die insbesondere seitens 
der SPD und der Grünen in den Arbeits-
gruppen zur Erarbeitung des Koalitions-
vertrages einbezogen worden sind. 

Für den BDL als Interessenverband der 
Leasing-Branche ist jeder Dialog mit der 
Politik willkommen, der zur kon struk-
tiven Lösungsfindung beiträgt. So bringt 
sich der BDL in die Weiter führung der 
nationalen Sustainable Finance Strate-
gie ein, zu der das BMF mit einem Sus-
tainable Finance Beirat schon 2019 den 
Startschuss gegeben hatte und der in 
diesem Jahr fortgeführt werden soll. 

Dass die Implementierung von Ba-
sel III/IV nicht zur Disposition steht, war 
auch schon mit der früheren Bundes-
regierung deutlich. Der BDL hat das Be-
kenntnis zu investitionsfreundlichen 
Rahmenbedingungen (Zugang zu Ra-
tings und Erhalt des KMU-Faktors) 
 begrüßt. Wir sehen jedoch die Heraus-
forderung, den regulatorischen Vor-
schriften zu entsprechen und gleich-
zeitig den Mut aufzubringen, sich zu 
konkreten Erleichterungen und investi-
tionsfreundlichen Sonderregelungen, 
das heißt zu Ausnahmen und Sonder-
wegen, zu bekennen. Insoweit wird 
auch das im Koalitionsvertrag enthalte-
ne Bekenntnis zu Proportionalität in der 
Bankenaufsicht und -regulierung Mut 
brauchen. 

Regulatorisches Umfeld 

Auch die Betrachtung des  Risikogehalts 
von Geschäftsmodellen bei der Regula-
torik ist ein grundlegend richtiger, wich-
tiger Ansatz, auf den die Leasing-Bran-
che seit Jahren setzt. In der Praxis 
besteht dazu enormes Potenzial. Der 
Austausch mit der Aufsicht, nicht zuletzt 
in unseren High-Level- und Round-Tab-
le-Gesprächen, ist bestens geeignet, 
die Regulatorik in Breite und Tiefe am 
Risikogehalt der Leasing-Branche zu 
 orientieren und nochmals auf den „Sys-
temfehler“ hinzuweisen, dass Leasing 
keinen eigenen Aufsichtsmechanismus 
hat. 

An den Ergebnissen muss sich die neue 
Regierung dann messen lassen. Inso-
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weit muss die von der Bundesregierung 
versprochene Evaluation der Wirksam-
keit von Finanzregulierung insgesamt 
im Hinblick auf Proportionalität, Finanz-
stabilität, Verbraucherschutz und Büro-
kratie im Wesentlichen als erneute 
Chance für einen eigenen leasing-spe-
zifischen Aufsichtsmechanismus be-
griffen werden.

Der bereits unter Bundesfinanzminister 
Scholz in der „Großen Koalition“ ein-
geleitete Prozess, die BaFin organisato-
risch zu verändern und „schlagkräf tiger“ 
zu machen, wird 2022 Fahrt aufnehmen. 
Neben den Kompetenzen soll die Perso-
nalausstattung der BaFin erhöht wer-
den. Die BaFin hat sich jüngst schon als 
„attraktiver Arbeitgeber“ vorgestellt. In-
wieweit die dringend zu bearbeitenden 
Themen Verbraucherschutz und die 
Geldwäscheprävention vom Personal-
aufbau profitieren, wird sich zeigen. 
Fluktuation von Fachwissen innerhalb 
der BaFin kommt grundsätzlich keiner 
Branche zugute. Nicht nur für das Ziel, 
Verbraucherverträge zum beiderseitigen 
Vorteil (der Leasing-Branche und der 
Verbraucher) rechts sicher zu gestalten, 
bietet die Leasing-Branche der BaFin 
über den BDL Leasing-Know-how an. 

Steuerpolitisches Umfeld

Im Interesse investitionsfreundlicher 
Rahmenbedingungen ist die Einrich-
tung neuer Substanzsteuern bezie-
hungsweise die Erhöhung von Steuern 
wie zum Beispiel die Einkommen-, Un-
ternehmens- oder Mehrwertsteuer 
nicht angezeigt. Folglich stellt sich die 
Frage der Finanzierung der politischen 
Vorhaben. Der BDL steht zeitlich befris-
teten „Superabschreibungen“ nicht un-
eingeschränkt positiv gegenüber. Im 
Rahmen der Superabschreibungen soll 
Steuerpflichtigen in diesem und im 
kommenden Jahr ermöglicht werden, 
einen Teil der Anschaffungs- und Her-
stellungskosten von Wirtschaftsgütern, 
die in besonderer Weise dem Klima-
schutz oder der Digitalisierung dienen, 
vom steuerlichen Gewinn abzuziehen. 
Bei der Umsetzung wird es aus Sicht 
des BDL entscheidend darauf ankom-
men, dass diese Investitionsprämie 
auch für Leasing „funktioniert“. Denn 
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Leasing ist aufgrund seiner besonderen 
Eigenschaften geradezu prädestiniert 
für die Ermöglichung innovativer Inves-
titionen in den Zukunftssegmenten 
Nachhaltigkeit und Digitalisierung.

Raum für Steuerreduzierungen ist in 
diesem Jahr und wohl auch in den kom-
menden Jahren angesichts der „Zu-
kunftsinvestitionen“ nicht angezeigt. 
Die zur Abmilderung der Coronafolgen 
eingeführte erweiterte Verlustverrech-
nung soll zeitlich bis 2023 verlängert 
und auf die zwei unmittelbar vorange-
gangenen Veranlagungszeiträume aus-
geweitet werden. Größere Reformim-
pulse in steuerpoli tischer Hinsicht sind 
in diesem Jahr und – aufgrund der sehr 
unterschiedlichen Interessen von SPD 
und Grünen einerseits und der FDP an-
dererseits – wohl auch in den nächsten 
vier Jahren nicht zu erwarten. 

Der konkrete Mehrwert der von der 
Bundesregierung angestrebten Finan-
zierungs- und Investitionserfordernisse 
sowie das Erfordernis des Bürokratie-
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abbaus werden im Detail anhand kon-
kreter Maßnahmen zu erarbeiten und 
zu bewerten sein. Der BDL unterstützt 
die Politik aus dem Blickwinkel der Lea-
sing-Branche und ihrer mittelständi-
schen Kunden. Im Sinne des Titels 
„Mehr Fortschritt wagen“ ist der poli-
tische Handlungsbedarf erkannt. Die 
Transformationsaufgabe ist und bleibt 
jedoch zuvorderst eine Herausforde-
rung für die Unternehmen. Im Bereich 
der von der Bundesregierung geplanten 
Initiativen ist der häufige Bezug auf be-
reits in Gang gesetzte europäische Ini-
tiativen auffallend, weshalb sich der 
BDL auch auf europäischer Ebene für 
die Leasing-Branche einsetzt. 

Aus einer positiv-konstruktiven Per-
spektive bieten die Vorhaben der neu-
en Bundesregierung insgesamt viel 
Raum und Platz für die Ausgestaltung 
der angestrebten politischen Ziele. Der 
BDL wird die Möglichkeiten für einen 
tiefergehenden Austausch zu den Be-
dürfnissen und dem Mehrwert der Lea-
sing-Branche nutzen.
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